Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2608 


Sdiriitlidier Beridit 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der SPD 

— Drucksache V/1989 — 
betr. Griechenland 


A. Bericht des Abgeordneten Blumenfeld 


Der Antrag der Fraktion der SPD betr, Griechen- 
land — Drucksache V/1989 — wurde in der 126. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 13. Oktober 1967 
dem Auswärtigen Ausschuß überwiesen. Der Aus- 
schuß hat den Antrag beraten und kam zu folgenden 
Ergebnissen: 

Deutschland ist dem griechischen Volk freund- 
schaftlich verbunden und wünscht keine Unterbre- 
chung dieser guten und engen Beziehungen. Grie- 
chenland ist darüber hinaus unser Verbündeter im 
Rahmen der NATO; und durch Assoziierung zur 
EWG entwickeln sich wirtschaftlich immer engere 
Kontakte. 

Die Bundesrepublik Deutschland verfolgt aus die- 
sen Gründen die gegenwärtige Entwicklung in Grie- 
chenland mit erheblicher Sorge und tritt dem im 
Europarat beschlossenen Appell zur baldmöglichen 
Wiederherstellung parlamentarischer und verfas- 
sungskonformer rechtsstaatlicher Verhältnisse in 
Griechenland bei. Der Ausschuß hält es hierbei für 
geboten, die deutsche Entschließung mit den Bera- 
tungen des Europarats zu verknüpfen und auf sie ab- 
zustimmen. Er weist deshalb auf die Entschließung 
351 hin, in welcher der Europarat sein Bedauern 
darüber ausdrückt, daß Griechenland noch keine 
spürbare Entwicklung zur schnellen Rückkehr zu 
einem demokratischen parlamentarischen System 
zeige. Die Beratungen des Ausschusses zu den ein- 
zelnen Nummern des Antrags fanden ihren Nieder- 
schlag in den folgenden Erwägungen: 

Zu 1 

Eine Prüfung der Verhältnisse in Griechenland 
auf die Beachtung der Menschenrechte und Grund- 
freiheiten wird gegenwärtig — im Rahmen eines 


! Beschwerdeverfahrens — von der Europäischen Men- 
, schenrechtskommission durchgeführt. Das Minister- 
: komitee des Europarates sollte seine Entscheidung 
I erst nach dem Spruch der Kommission fällen. Der 
: Ausschuß hat dementsprechend eine Neufassung der 
' Nummer 1 vorgesehen. Für die Beschlußfassung des 
Ministerkomitees wird neben den Feststellungen, 
die zu den gegenwärtigen Zuständen in Griechen- 
land zu treffen sind, von Bedeutung sein, daß die 
griechische Regierung eine neue Verfassung ausar- 
beitet, eine Rückkehr zum parlamentarischen System 
angekündigt und Wahlen für den Flerbst 1968 ver- 
sprochen hat. Die Entscheidung des Ministerkomitees 
dürfte davon beeinflußt werden, wie sich die 
griechische Regierung zu ihren Zusagen verhält und 
zu welchen Folgen ihre Maßnahmen führen werden. 
Auch eine Überprüfung der deutschen Position er- 
scheint erst angezeigt, wenn sich erweisen sollte, 
daß die gegebenen Versprechungen nicht eingehal- 
ten werden. 


Zu 2 

Der Ausschuß machte sich auch das in dieser Num- 
mer zum Ausdruck kommende Anliegen zu eigen. 
Mit dieser Billigung verbindet er die Hoffnung, daß 
eine baldige Wiederherstellung verfassungsmäßiger, 
parlamentarisch-demokratischer Verhältnisse in 
Griechenland die Fortentwicklung guter handels- 
und wirtschaftspolitischer Beziehungen mit der Bun- 
desrepublik Deutschland und der EWG ermöglicht. 
In Übereinstimmung mit der allgemeinen Regel, die 
vorsieht, daß eingegangene Verpflichtungen erfüllt 
werden müssen, hat der Ausschuß Nummer 2 dahin 
gehend ergänzt, daß beschlossene oder in Angriff 
genommene Vorhaben (sog. laufende Angelegenhei- 
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ten) nicht ausgesetzt, sondern vereinbarungsgemäß 
abgewickelt werden. 

Zu 3 

Diese Ziffer macht deutlich, daß weitere militäri- 
sche Hilfelieferungen nur auf Grund der schon seit 
langem bestehenden Verpflichtungen erfolgen, die 
auf Vereinbarungen im Rahmen der NATO beruhen. 
Daneben sollen keine bilateralen Leistungen erbracht 
werden. Dieser Beschluß des Ausschusses steht in 
Übereinstimmung mit den tatsächlichen Verhältnis- 
sen und dient lediglich zur Klarstellung des Sach- 
verhalts. 


Bonn, den 14, Februar 1968 


Blumenfeld 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kenntnis und unter Bezugnahme auf die Entschlie- 
ßung 351 des Europarats, in der dieser bedauert, 
daß Griechenland keine spürbare Entwicklung zur 
schnellen Rückkehr zu einem demokratischen und 
parlamentarischen System zeige, die Bundesregie- 
rung zu ersuchen, 

1. nach Abschluß des bei der europäischen Men- 
schenrechtskommission schwebenden Beschwer- 
deverfahrens im Minister-Komitee des Europa- 
rats die Frage zu prüfen, ob der Artikel 8 der 
Satzung des Europarates vom 5. Mai 1949 ange- 
wendet werden soll; 

2. dafür einzutreten, daß sowohl im bilateralen wie 
im assoziierten Bereich unbeschadet der Fortfüh- 
rung beschlossener oder in Angriff genommener 
Vorhaben (sog. laufender Angelegenheiten) neue 
Verpflichtungen nicht eingegangen werden bis 
zur Wiederherstellung parlamentarisch-demokra- 
tischer Verhältnisse in Griechenland; 

3. bis zu diesem Zeitpunkt Griechenland außerhalb 
der NATO-Verpflichtungen keine Militärhilfe zu 
gewähren. 


Bonn, den 14. Februar 1968 


Der Auswärtige Ausschuß 
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Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Blumenfeld 

Berichterstatter 



